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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le conseiller national argovien Beat Flach (pvl, AG) a déposé, en avril 2016, une initiative
parlementaire intitulée "Lèse-majesté. Abroger l'article 296 CP". Tiré du Code pénal
suisse, l'article en question traite des éventuels outrages faits à un Etat étranger et des
peines que peuvent encourir les auteurs de tels méfaits.
Tout comme son homologue du Conseil national, la CAJ-CE a, en août 2017, choisi de
donner suite à l’initiative, arguant que "la disposition en question n’était plus adaptée
aux réalités actuelles". L'élaboration d'un projet d'acte incombe donc désormais à la
CAJ-CN, qui dispose d'un délai de deux ans. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.04.2016
AUDREY BOVEY

Au mois de juin 2019, le Conseil national a suivi l'avis de la CAJ-CN et décidé à une
courte majorité (99 voix pour, 92 contre et 0 abstention) de classer l'initiative intitulée
«Lèse-majesté. Abroger l'article 296 CP». La proposition de la minorité Flach (pvl, AG),
en faveur d'une prolongation du délai de traitement à la session d'été 2021, a ainsi été
écartée. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2019
AUDREY BOVEY

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Ständerat mit der Motion von Eva Herzog
(sp, BS), welche die Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs
auch in Pandemiezeiten forderte. Die Motionärin zeigte sich erstaunt darüber, dass der
Bundesrat die Ablehnung der Motion beantragt hatte, obwohl die in der Motion
geforderte Bestimmung bereits im befristeten Covid-19-Gesetz verankert ist.
Ständerätin Herzog lobte das Vorgehen des Bundesrats, der mit Fortschreiten der
Pandemie die besondere Situation der Grenzregionen mehr und mehr berücksichtigt
habe. Sie zeigte aber wenig Verständnis für die Aussage des Bundesrats, dass das
Motionsanliegen erfüllt sei, wo doch die Covid-Verordnungen und das Covid-Gesetz
nur befristet gelten. Sie gab sich auch nicht mit der Begründung des Bundesrats
zufrieden, dass man mit einer derartigen Regelung im Epidemiengesetz den eigenen
Handlungsspielraum eingrenzen würde, denn ihre Motion enthalte eine «Kann-
Formulierung » und liesse einen genügend grossen Handlungsrahmen zu. Unterstützung
erhielt Herzog von ihrem Parteikollegen Carlo Sommaruga (sp, GE), der durch die
Gesetzesänderung zukünftige Spannungssituationen und Blockaden im Grenzverkehr
verhindern wollte. Bundesrat Berset meinte, dass für die Erfüllung des
Motionsanliegens keine gesetzliche Änderung notwendig sei und der Bundesrat das
Thema wie bisher flexibel handhaben wolle. Nach der Pandemie werde eine Analyse der
Lage vorgenommen, die sich auch der Überarbeitung des Epidemiengesetzes widmen
werde. Weil es wahrscheinlich eine allgemeine, umfassende Diskussion darüber geben
werde, was geändert oder angepasst werden müsse, lehne der Bundesrat vor Abschluss
der Analyse fast alle Anträge unabhängig von deren Inhalt ab, erklärte Berset. Man spiele
mit dem Antrag auf Ablehnung also nicht die Bedeutung der Motion herunter, sondern
wolle vor der anstehenden Gesetzesrevision noch keine Entscheidungen treffen, die zu
Unstimmigkeiten zwischen künftigen Änderungsanträgen führen könnten. Der Ständerat
liess sich von der bundesrätlichen Begründung nicht überzeugen und nahm die Motion
mit 29 zu 7 Stimmen an. 3

MOTION
DATUM: 20.09.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beriet der Nationalrat die Motion Herzog (sp, BS), die eine
Ergänzung des Epidemiengesetzes zur Garantie des Grenzverkehrs auch in
Pandemiezeiten verlangte. Die SGK-NR beantrage die Annahme der Motion, teilte deren
Sprecherin Regine Sauter (fdp, ZH) mit. Die Einschränkung des Personenverkehrs als
Folge der Grenzschliessungen hätte die Bekämpfung der Pandemie beeinträchtigt, da
auch das Gesundheitspersonal davon betroffen gewesen sei. Eine Bestimmung, die den
Grenzverkehr auch in Krisenzeiten garantiert, der ins Covid-19-Gesetz aufgenommen
wurde, sei nur befristet, weshalb für vergleichbare Situationen in der Zukunft eine
Anpassung des Epidemiengesetzes notwendig sei. Benjamin Roduit (mitte, VS), ebenfalls
Kommissionssprecher, kritisierte den Bundesrat und eine Kommissionsminderheit für
deren ablehnende Haltung. Die Feststellung des Bundesrats, dass Grenzgänger und
Grenzgängerinnen trotz der Reisebeschränkungen aus beruflichen Gründen in die
Schweiz einreisen durften, überzeugte Roduit nicht. Diese Lösungen seien erst auf

MOTION
DATUM: 17.03.2022
AMANDO AMMANN
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Druck des Parlaments und erst nach der ersten Welle gefunden worden. Auch der
Einwand des Bundesrats, dass die Motion den gesundheitspolitischen
Handlungsspielraum bei multilateral-verhandelten Gesundheitsbeschränkungen
beschneide, liess Roduit nicht gelten. Die Schweiz sei schliesslich in Fragen der
öffentlichen Gesundheit und Sicherheit souverän. Innenminister Berset gab zu, dass
man ohnehin mehrere Bestimmungen des Epidemiengesetzes überarbeiten müsse und
widersprach der Forderung der Motion nicht grundsätzlich. Er beharrte aber darauf,
zuerst eine Analyse durchzuführen, bevor irgendwelche Konsequenzen gezogen werden
könnten. Bereits im Juni 2020 habe der Bundesrat eine Revision des
Epidemiengesetzes gefordert. Nun warte man ab, bis eine umfassende und vollständige
Analyse der Pandemie möglich sei. Bis Mitte 2023 solle der Änderungsentwurf in die
Vernehmlassung gegeben werden, erklärte Berset der grossen Kammer. Er bat den
Nationalrat, keine Motionen anzunehmen, bevor nicht eine Gesamtbilanz gezogen
werden konnte und beantragte die Ablehnung des Vorstosses. Da lediglich die SVP
mehrheitlich gegen die Motion stimmte, wurde sie mit 127 zu 46 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) auch vom Zweitrat deutlich angenommen. 4

Alain Berset tauschte sich im November 2023 anlässlich seines Besuchs in Rom mit
Papst Franziskus aus. Die Gespräche drehten sich um die Zusammenarbeit der Schweiz
und des Heiligen Stuhls bei der Friedensförderung, etwa in Kolumbien oder in der
Demokratischen Republik Kongo; in diesen beiden Ländern hatte  Bundespräsident
Berset jüngst Gespräche mit lokalen Vertreterinnen und Vertretern der katholischen
Kirche zu den dortigen Friedensbemühungen geführt. Weitere Gesprächsthemen waren
der Krieg in der Ukraine sowie im Nahen Osten. Auch der Klimawandel und seine
Herausforderungen sowie die nächste UNO-Klimakonferenz in Dubai wurden diskutiert.
Schliesslich war Bundespräsident Berset auch die Aufarbeitung der Missbrauchsfälle in
der katholischen Kirche der Schweiz, die jüngst publik geworden waren, ein wichtiges
Anliegen. Er betonte, dass der Bundesrat eine zeitnahe und sorgfältige Aufarbeitung
erwarte. Zudem müsse die katholische Kirche Massnahmen ergreifen, um solche Taten
in Zukunft zu verhindern. 5

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 09.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2023: Aussenpolitik

Die schweizerische Aussenpolitik war im Jahr 2023 stark von der Reaktion auf
internationale Konflikte und Krisen geprägt, wobei der mediale und politische Fokus auf
dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine lag. Auch im Jahr 2023 übernahm der
Bundesrat Sanktionen der EU gegen Russland, insbesondere Dienstleistungsverbote
gegen Unternehmen oder die russische Regierung, Kontrollen und Beschränkungen für
die Ausfuhr von Dual-Use-Gütern sowie Finanzsanktionen und Reisebeschränkungen
gegen einzelne Personen. Die Medien berichteten zwar auch 2023 häufig über die
Sanktionen, jedoch nicht mehr im selben Ausmass wie 2022 (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse). Die Abbildung zeigt auch, dass sich die Medien intensiv mit der
Neutralität der Schweiz auseinandersetzten. Diese wurde insbesondere in
Zusammenhang mit der Wiederausfuhr von Kriegsmaterial diskutiert, aber auch
bezüglich finanzieller und humanitärer Hilfen, beispielsweise in Form von
Ambulanzfahrzeugen. Im Juni fand in London die zweite «Ukraine Recovery
Conference» statt. Bei dieser Gelegenheit betonte Aussenminister Ignazio Cassis, dass
die Schweiz beim Wiederaufbau der Ukraine insbesondere auf die Bereiche Diplomatie,
Wirtschaft und Good Governance fokussiere. Mit dem Wiederaufbau beschäftigte sich
auch der Nationalrat; dieser bekräftigte durch Annahme fünf gleichlautender Motionen
seinen Willen, dass durch Sanktionen eingefrorene staatliche und staatsnahe
Vermögenswerte Russlands zum Wiederaufbau in der Ukraine verwendet werden sollen.
Ob der Ständerat dieser Forderung ebenfalls zustimmt, blieb im Berichtsjahr noch
offen.

Ab Herbst 2023 prägte ein weiterer Konflikt die schweizerische Aussenpolitik. Anfang
Oktober eskalierte der seit Jahrzehnten schwelende Nahostkonflikt mit einem Überfall
der Hamas auf israelisches Gebiet. Der Bundesrat reagierte auf den Angriff, indem er
zur sofortigen Freilassung der Geiseln aufrief und die Einstufung der Hamas als
terroristische Organisation befürwortete. Er berief eine Taskforce ein, um rechtliche
Optionen für ein Verbot der Organisation zu prüfen. Bis Ende Februar 2024 will er
einen entsprechenden Entwurf erarbeiten. National- und Ständerat stützten diesen
Entscheid in der Wintersession, in dem sie Motionen ihrer Sicherheitspolitischen
Kommissionen mit der Forderung nach einem Verbot der Hamas annahmen.

BERICHT
DATUM: 31.12.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eine grosse humanitäre Krise wurde im Februar auch durch ein starkes Erdbeben in der
Grenzregion Türkei/Syrien hervorgerufen. Die Folgen des Erdbebens lösten in der
Schweiz eine grosse Welle der Solidarität aus; in privaten Aktionen wurden
Sachspenden für die Betroffenen gesammelt. Auch die offizielle Schweiz engagierte
sich, indem die Abteilung für Humanitäre Hilfe der DEZA die Schweizer Rettungskette
mit 80 Expertinnen und Experten sowie acht Suchhunden in das Gebiet schickte. Die
Medien berichteten ausführlich über diese Katastrophe und ihre Auswirkungen, was
sich in einem Peak bei der Berichterstattung zur humanitären Hilfe zeigt (vgl. Abbildung
1).

Die Beziehungen der Schweiz zur EU bildeten auch im Jahr 2023 einen Schwerpunkt
der Schweizer Aussenpolitik, wobei das Dossier wieder etwas an Fahrt aufnahm. Anfang
Juni publizierte der Bundesrat die lange erwartete Lagebeurteilung zu den Beziehungen
mit der EU, welche vier mögliche zukünftige Handlungsoptionen umfasste, von denen
der Bundesrat die Fortsetzung des bilateralen Weges präferierte. Ende Juni
verabschiedete er sodann die Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat mit der EU.
Nach Abschluss der Sondierungsgespräche mit Brüssel und der Gespräche mit
Kantonen, Sozialpartnern und Wirtschaftskreisen legte der Bundesrat Ende Jahr seinen
Entwurf für ein neues Mandat mit den Leitlinien für die Verhandlungen vor. Dieser
beinhaltete den Abschluss neuer Abkommen in den Bereichen Strom,
Lebensmittelsicherheit und Zusammenarbeit im Gesundheitswesen sowie die
Teilnahme der Schweiz an Horizon Europe und weiteren EU-Programmen. Es umfasste
auch die Aufnahme institutioneller Lösungen für die bestehenden
Marktzugangsabkommen, etwa zur Streitbeilegung mittels paritätischem Schiedsgericht,
sowie von Regeln für staatliche Beihilfen und der regelmässigen Zahlung der Schweiz an
ausgewählte EU-Mitgliedsstaaten. Zum Chefunterhändler wurde der Leiter der
Abteilung Europa des EDA, Patric Franzen, ernannt, zuvor hatte Alexandre Fasel die
abtretende Livia Leu als Staatssekretär des EDA ersetzt. Auf der parlamentarischen
Ebene entschied sich der Nationalrat im September für die Einsetzung einer ständigen
Subkommission der APK-NR für Europafragen. Schliesslich wurde im Oktober 2023 mit
der Unterschriftensammlung für die Volksinitiative «Für den wirksamen Schutz der
verfassungsmässigen Rechte» begonnen, die verlangt, dass die Schweiz zukünftig keine
internationalen Abkommen mehr abschliesst, die in die Grundrechte der
Schweizerinnen und Schweizer eingreifen oder die Schweizer Behörden verpflichten,
sich an die Rechtssprechung inter- oder supranationaler Organisationen zu halten – mit
Ausnahme des Internationalen Gerichtshofs und des Internationalen Strafgerichtshofs.

Die Schweiz nahm in den Jahren 2023 und 2024 auch das erste Mal Einsitz als nicht-
ständiges Mitglied im UNO-Sicherheitsrat, wobei sie im Mai gar den Vorsitz des
Sicherheitsrates übernahm. Aussenminister Ignazio Cassis und Bundespräsident Alain
Berset präsidierten je eine Sitzung zu den Themen nachhaltiger Frieden respektive
Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten. 6

Beziehungen zur EU

Début juin à Bruxelles, Alain Berset a rencontré quatre commissaires européens.
D'abord, il s'est entretenu avec Valdis Dombrovskis, vice-président de la Commission
européenne chargé de l'Euro et du Dialogue social. Ensuite, le chef du DFI a eu
l'occasion de discuter de la stratégie « Santé2020 » avec Vytenis Andriukaitis,
commissaire européen à la Santé et à la Sécurité alimentaire. S'en est suivi un entretien
avec Pierre Moscovici, le commissaire européen aux affaires économiques et
financières, ainsi qu'avec Marianne Thyssen, la commissaire européenne pour l'emploi,
les affaires sociales, les compétences et la mobilité des travailleurs. 7

ANDERES
DATUM: 01.06.2015
CAROLINE HULLIGER

01.01.65 - 01.01.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Beziehungen zu internationalen Organisationen

Die Schweiz hatte im Mai 2023 erstmals den Vorsitz des UNO-Sicherheitsrates inne.
Im Rahmen dieses Vorsitzes leiteten Aussenminister Ignazio Cassis sowie
Bundespräsident Alain Berset je eine offene Debatte im Sicherheitsrat zu einem der von
der Schweiz gesetzten thematischen Schwerpunkte. Während sich Cassis Anfang Mai
dem Schwerpunkt «nachhaltigen Frieden fördern» widmete, fokussierte Berset Mitte
Mai auf den Schutz der Zivilbevölkerung in bewaffneten Konflikten. Berset betonte
dabei, dass das humanitäre Völkerrecht für alle Konfliktparteien gelte und ihnen
«unmissverständliche Verpflichtungen» auferlege.
Einige Schweizer Zeitungen nahmen den Vorsitz zum Anlass, um das Funktionieren des
UNO-Sicherheitsrates zu erläutern. Sie betonten dabei, dass dieses Gremium
zerstritten sei und wegen der Veto-Macht der ständigen Mitglieder – darunter die USA,
Russland und China – mehr schlecht als recht funktioniere. Aus diesem Grund könne
man auch vom monatlichen Vorsitz der Schweiz keine grossen Wunder erwarten – oder
wie es Ignazio Cassis in der Sonntagszeitung formulierte: «Wir können nicht erwarten,
dass die Welt nach diesem Monat eine andere ist.» 8

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.05.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Mai 2023 reiste Bundespräsident Alain Berset nach Reykjavík, um dort an einem
Gipfeltreffen des Europarates teilzunehmen und die isländische Premierministerin
Katrín Jakobsdóttir zu Gesprächen zu treffen. 
Am erst 4. Gipfeltreffen seit Bestehen des Europarates (1949) standen die Kernthemen
des Rates – Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit – im Mittelpunkt. Zu
diskutieren gab auch der Angriff Russlands auf die Ukraine; hierbei wollten die
Teilnehmerstaaten insbesondere die Forderung, Kriegsverbrechen in der Ukraine zu
ahnden, erörtern.
Die Schweiz wollte sich am Gipfel allen voran für mehr politische Unterstützung für die
Arbeiten des Europarates auf dem Gebiet der Menschenrechte einsetzen und dem
Europarat zu einer stärkeren Rolle beim Aufbau von Expertise zu Themen wie dem
Klimawandel verhelfen, wie es in der offiziellen Medienmitteilung hiess.
Bundespräsident Berset beabsichtigte zudem, für eine engere Zusammenarbeit des
Europarates mit anderen internationalen Organisationen zu werben.
Im Vorfeld des Gipfels sprach der Bundespräsident mit der isländischen
Premierministerin Jakobsdóttir über die Zusammenarbeit zwischen der Schweiz und
Island im Rahmen der EFTA sowie über den Klimawandel. In diesem Zusammenhang
verschaffte sich Alain Berset auch ein Bild über zwei konkrete Projekte im Bereich der
CO2-Abscheidung und Speicherung (CCS), bei denen die Schweiz und Island
zusammenarbeiten. 9

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 12.05.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

In Chișinău (Republik Moldau) fand Anfang Juni 2023 das zweite Gipfeltreffen der
Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) statt; die Schweiz wurde von
Bundespräsident Berset vertreten. An diesem Treffen, an dem insgesamt 47 Staaten
plus die Institutionen der EU teilnahmen, tauschten sich die Staats- und
Regierungschefinnen und -chefs zu verschiedenen Themen, wie etwa zu Sicherheit,
Energieversorgung, Mobilität und Infrastruktur aus. Der Bundesrat erklärte in seiner
Medienmitteilung, dass die Schweiz die EPG, welche vom Französischen
Staatspräsidenten Emmanuel Macron ins Leben gerufen worden war, als Forum für den
politischen Dialog auf europäischer Ebene sehr schätze. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 29.05.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bundespräsident Alain Berset empfing im September 2023 die Generalsekretärin des
Europarats Marija Pejčinović Burić. Die Gespräche drehten sich um die Perspektiven
des Europarates nach dem Gipfeltreffen in Island, um den Ukraine-Krieg sowie um die
mögliche Aufnahme Kosovos in den Europarat.
Berset und Pejčinović Burić betonten, dass der Europarat seine in Island gesteckten
Ziele, wie etwa die Umsetzung der «Reykjavík Prinzipien für die Demokratie», weiter
konkretisieren solle. Dafür gelte es nun, die knappen Mittel zu bündeln. Bundesrat
Berset äusserte seitens der Schweiz den Wunsch, dass die Beziehungen zwischen dem
Europarat, der OSZE, der Europäischen Politischen Gemeinschaft und den UNO-
Organisationen gestärkt werden. Im Nachgang zum Gipfel in Reykjavík sei auch ein
Register zur Dokumentation der Schäden durch den russischen Angriffskrieg gegen die
Ukraine eingerichtet worden, wobei der Bundesrat Ende August 2023 den Beitritt der
Schweiz zu diesem Schadensregister beschlossen habe. Schliesslich war auch die von
Kosovo angestrebte Aufnahme in den Europarat Thema des Treffens in der Schweiz: Die

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 07.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Schweiz begrüsse die Aufnahme Kosovos, betonte Bundespräsident Berset. Dadurch
erhielten die Einwohnerinnen und Einwohner Kosovos, darunter viele Minderheiten,
Zugang zum EGMR, zudem müsse die Rechtsordnung Kosovos in der Folge die
Anforderungen der EMRK erfüllen. 11

Nach seinem Zusammentreffen mit Papst Franziskus im November 2023 in Rom reiste
Bundespräsident Berset direkt weiter nach Paris. Dort nahm er zuerst an der 42.
Generalversammlung der UNESCO teil. Dabei wurde vor allem über den Schutz der
Gemeingüter in Krisenzeiten debattiert. Dieser Anlass war eng mit dem Pariser
Friedensforum verknüpft, an dem der Bundespräsident ebenfalls teilnahm. Dieses
stand unter dem Motto «Construire ensemble dans un monde de rivalité». Ebenfalls
diskutiert wurde über den Klimaschutz, die globalen Ungleichheiten sowie über die
Digitalisierung. Im Rahmen des Friedensforums fand darüber hinaus der «One Planet –
Polar Summit» statt. Dieses internationale Gipfeltreffen widmete sich dem Schutz der
Gletscher und der Polarregionen. Alain Berset hielt bei dieser Gelegenheit eine Rede
über die Auswirkungen des Klimawandels auf die Gletscher im Alpenraum und betonte,
dass alle Länder zusammenarbeiten müssen, um die CO2-Emissionen zu reduzieren. 12

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 10.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Zwischenstaatliche Beziehungen

La santé, la culture et la recherche ont été au programme du voyage en Inde du ministre
de l’intérieur Alain Berset. 13

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.01.2012
EMILIA PASQUIER

Sur invitation d’Alain Berset, le vice-premier ministre vietnamien Nguyen Thien Nhan
s’est rendu à Berne où les deux ministres ont abordé les sujets de la santé et de la
formation. 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.08.2012
EMILIA PASQUIER

Au milieu du mois de janvier, le président de la Confédération Didier Burkhalter a reçu
son homologue coréenne Park Geun-Hye à Berne. Il s'agissait de la première visite d'un
chef d'Etat sud-coréen en Suisse depuis 1963, date à laquelle les relations
diplomatiques entre Berne et Séoul avaient été établies. La conseillère fédérale
DorisLeuthard, le conseiller fédéral Johann Schneider-Ammann et le conseiller fédéral
Alain Berset ont également pris part aux discussions officielles qui étaient axées sur le
développement des relations bilatérales entre les deux pays. Cette visite d'État a
également servi au conseiller fédéral Alain Berset pour signer une convention de
sécurité sociale avec le ministre coréen des affaires étrangères afin de faciliter les
échanges économiques entre les deux pays. 15

ANDERES
DATUM: 20.01.2014
CAROLINE HULLIGER

En mars, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu à Berlin pour y rencontrer la
ministre du Travail et des Affaires sociales, le ministre de la Santé et la ministre de la
Famille, des Personnes âgées, des Femmes et de la Jeunesse. Alain Berset a notamment
présenté le projet de réformes « Prévoyance vieillesse 2020 » ainsi que le projet «
Santé 2020 ». Les trois ministres ont souligné l'envie d'approfondir les échanges dans
ces domaines avec la Suisse. 16

ANDERES
DATUM: 13.03.2014
CAROLINE HULLIGER

Le 5 avril, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu à Paris où il a visité le Forum de
Chaillot, consacré à l'avenir de la culture et à l'avenir de l'Europe. En marge de ce
forum, il a rencontré la ministre française de la Culture et de la Communication, Aurélie
Filippetti. Il a notamment été question de la participation de la Suisse au programme
européen MEDIA de soutien au cinéma, compromise en 2014 par l'acceptation de
l'initiative contre l'immigration de masse. 17

ANDERES
DATUM: 05.04.2014
CAROLINE HULLIGER
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Début avril, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu en Autriche pour une visite de
travail. Il a rencontré son homologue à Vienne, avec lequel il s'est entretenu sur les
réformes de la santé. Il a aussi été question, avec d'autres ministres, d'intensifier le
dialogue social entre l'Autriche et la Suisse. 18

ANDERES
DATUM: 07.04.2014
CAROLINE HULLIGER

Fin avril, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu en Grèce où il a assisté à une
réunion informelle des ministres de la Santé de l'UE. C'est le ministre grec de la santé
qui avait invité le chef du DFI. Les discussions ont surtout porté sur les conséquences
de la migration sur les soins de santé. 19

ANDERES
DATUM: 25.04.2014
CAROLINE HULLIGER

Après avoir inauguré le pavillon suisse de la Biennale d'architecture de Venise, le
conseiller fédérale Alain Berset a mené des entretiens avec les ministres italien et
autrichien en charge de la culture. Les trois hommes ont fait un bilan positif de
l’accord bilatéral sur l’importation et le retour de biens culturels entré en vigueur en
2008. Ils ont également évoqué l’exposition universelle de Milan en 2015. 20

ANDERES
DATUM: 07.06.2014
CAROLINE HULLIGER

Les 21 et 22 août, le conseiller fédéral AlainBerset a accueilli les ministres
germanophones de la santé, à savoir les ministres allemand, autrichien et
luxembourgeois ainsi que le conseiller d'État de la Principauté de Liechtenstein. Les
discussions ont surtout été axées sur l'assurance-qualité dans le système de santé et la
promotion de la transparence. 21

ANDERES
DATUM: 18.08.2014
CAROLINE HULLIGER

En décembre, le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu en Norvège et en Finlande
pour une visite de travail. Il a rencontré plusieurs ministres avec lesquels il a eu un
échange sur le système de santé, le système de retraite, la culture et l’égalité. En outre,
il a proposé deux échanges: D'une part sur l’évaluation de la discrimination salariale des
femmes avec la Norvège, d'autre part sur le mécanisme de fixation du prix des
médicaments avec la Finlande. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2014
CAROLINE HULLIGER

Alain Berset s'est rendu dans la capitale allemande où il a participé au Forum de Berlin
sur la démographie. Il a notamment été question des impacts de l'évolution
démographique sur le système de santé et des assurances sociales. Par ailleurs, le chef
du DFI a eu l'occasion de rencontrer le ministre allemand de la santé Hermann Gröhe et
la ministre allemande du travail et des affaires sociales Andrea Nahles. 23

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.03.2015
CAROLINE HULLIGER

Fin mars, Alain Berset s'est déplacé au Liechtenstein où il a d'abord rencontré la
ministre de la Justice, des Affaires étrangères et de la Culture, Aurelia Frick, avec
laquelle il a signé une déclaration d’intention relative à la collaboration entre les deux
pays dans le domaine de la formation musicale. Ceci va permettre à la jeunesse
liechtensteinoise de participer au programme « Jeunesse et musique ». Ensuite, le
chef du DFI s'est entretenu avec le prince héritier Alois von Liechtenstein, le chef du
gouvernement Adrian Hasler et le ministre des Affaires sociales Mauro Pedrazzini. 24

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 30.03.2015
CAROLINE HULLIGER

Le conseiller fédéral Alain Berset s'est rendu à Rome pour assister le 6 mai à la
cérémonie d’assermentation de la Garde suisse pontificale. Il a eu l'occasion de saluer
le pape François et de rencontrer l'archevêque Gallagher, ministre des affaires
étrangères du Saint-Siège. Un entretien avec Giuliano Poletti, ministre du Travail et des
Politiques sociales du gouvernement italien, a également eu lieu.
Deux jours plus tard, le chef du DFI s'est déplacé à Venise pour participer à
l'inauguration du pavillon suisse de la 56e Biennale d’Art de Venise. Lors d'une visite du
pavillon, il était accompagné par le ministre autrichien Josef Ostermayer. Ensemble, ils
ont évoqué la richesse des échanges culturels internationaux et l'importance de la
création artistique. 25

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.2015
CAROLINE HULLIGER
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Josef Ostermayer, ministre autrichien de l’Art, de la Culture, de la Constitution et des
Médias a été accueilli à Berne par le conseiller fédéral Alain Berset. Lors de cette
rencontre, il a été convenu d'institutionnaliser un échange entre les deux pays en
matière de politique culturelle. Il a aussi été question de la participation de la Suisse
aux programmes MEDIA et Europe Créative de l'UE, compromise depuis l'acceptation
de l'initiative contre l'immigration de masse. 26

ANDERES
DATUM: 17.06.2015
CAROLINE HULLIGER

Le 17 septembre, Alain Berset a rencontré à Berne le ministre en charge de la China
Food and Drug Administration Bi Jingquan. Les deux hommes ont discuté de
l'application de l'accord bilatéral de coopération portant sur les produits alimentaires,
les médicaments, les dispositifs médicaux et les cosmétiques qui avait été signé le 21
janvier en marge du Forum économique mondial de Davos. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 17.09.2015
CAROLINE HULLIGER

Lors de son déplacement de trois jours en Chine, Alain Berset a signé une convention
de sécurité sociale avec Yin Weimin, ministre chinois de la Sécurité sociale, ainsi
qu'une déclaration d'intention visant à renforcer la coopération culturelle entre les
deux pays avec son homologue Luo Shugang. 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.09.2015
CAROLINE HULLIGER

Le Conseil des Etats et le Conseil national ont tous deux accepté le projet d'arrêté
fédéral portant approbation de la convention de sécurité sociale avec la République
populaire de Chine, respectivement en juin et septembre 2016. Tel que précisé par le
conseiller fédéral Alain Berset devant la chambre des cantons, la convention en
question s'inscrit dans le contexte du développement des relations de la Suisse avec
ses partenaires économiques les plus importants sur le continent asiatique - des
accords similaires ont à ce titre déjà été conclus avec le Japon, l'Inde et la Corée du
Sud. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2016
AUDREY BOVEY

Der deutsche Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier besuchte die Schweiz im April
2018 für zwei Tage. Der Besuch verkam vor dem Hintergrund der Verhandlungen mit der
EU über das institutionelle Rahmenabkommen zu einem regelrechten
«Medienspektakel», wie die Neue Zürcher Zeitung (NZZ) schrieb. Da Steinmeiers Rolle
aber eher repräsentativer Natur sei, dürfte der Besuch kaum Einfluss auf die
Verhandlungen mit der EU haben, so die NZZ. Die bilateralen Gespräche zwischen dem
Bundesrat unter der Leitung von Bundespräsident Alain Berset und der deutschen
Vertretung hatten vor allem die zwischenstaatlichen Beziehungen zum Thema. Betont
wurde die enge Zusammenarbeit in den Bereichen Bildung, Forschung und Innovation
sowie die wirtschaftlichen Verflechtungen. Am zweiten Tag widmete sich der deutsche
Bundespräsident Fragen der Demokratie und Nachhaltigkeit und besuchte eine
Podiumsdiskussion sowie ein Nachhaltigkeitsprojekt im Baubereich. Der Besuch verlief
insgesamt äusserst harmonisch, so nannte Steinmeier die Schweiz einen «verlässlichen
Partner», sah in der Demokratie ein verbindendes Band und meinte, dass die
Zusammenarbeit der beiden Staaten kaum enger sein könnte. 30

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.04.2018
AMANDO AMMANN

Der Nationalrat folgte in seiner Diskussion über das Abkommen über die soziale
Sicherheit zwischen der Schweiz und dem Kosovo im Juni 2019 dem Ständerat nicht.
Im März 2019 hatte die kleine Kammer als Erstrat das Abkommen dem fakultativen
Referendum unterstellen wollen. Zwar soll die Revision des Bundesgesetzes über den
allgemeinen Teil des Sozialversicherungsgesetz internationale Verträge zukünftig unter
ein fakultatives Referendum stellen, doch SGK-Mitglied Benjamin Roduit (cvp, Wallis)
argumentierte, dass man um der Kohärenz Willen in diesem Fall das gleiche Vorgehen
anwenden möge wie bei den bisherigen Sozialversicherungsabkommen mit den
Nachfolgestaaten Jugoslawiens. Der Nationalrat verzichtete schliesslich darauf, das
Abkommen dem Referendum zu unterstellen, unter anderem weil es sich, gemäss
Bundesrat Berset, um ein Standardabkommen handelte. Der bundesrätliche Entwurf
wurde mit 110 zu 58 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) angenommen, womit das Geschäft
mit einer Differenz zurück an den Ständerat ging. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.06.2019
AMANDO AMMANN
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Im Juni 2020 veröffentlichte der Bundesrat seine Botschaft zum
Sozialversicherungsabkommen mit Bosnien Herzegowina, welches als Teil einer Reihe
von Abkommen mit den Nachfolgestaaten der Föderativen Volksrepublik Jugoslawien
das ursprüngliche Abkommen mit dem ehemaligen Jugoslawien ersetzen soll. Laut
Botschaft entspreche das Abkommen inhaltlich den anderen von der Schweiz
abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen und erfülle die internationalen
Standards zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. Es bezwecke die
Koordinierung der AHV, IV und der Unfallversicherung der Vertragsstaaten, um allfällige
Nachteile und Diskriminierungen von Staatsbürgern zu vermeiden. Demgemäss
garantiere es die Gleichbehandlung der Versicherten und die Auszahlung von Renten
ins Ausland. Zudem seien Bestimmungen zur Bekämpfung von Missbrauch und Betrug in
den Abkommenstext integriert worden, da gemäss der Stellungnahme des Bundesrats
zur SVP-Motion «Aufkündigung von Sozialversicherungsabkommen» (Mo. 09.3887)
Abkommen mit den Balkanstaaten nur erneuert oder neu abgeschlossen werden
können, wenn ein funktionierendes System zur Aufklärung von Betrugsvorfällen vorliegt.
Auf eine Vernehmlassung wurde verzichtet, da die Eidgenössische Kommission für die
Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, welche die interessierten Kreise
umfassend abbildet, das Abkommen ohne Einwände gutgeheissen hatte. 

Der Nationalrat befasste sich in der Wintersession 2020 mit dem Geschäft, wobei sich
einzig die SVP gegen das Abkommen stellte. So reichte eine Minderheit Aeschi (svp, ZG)
einen Antrag auf Nichteintreten ein. Aeschi störte sich vor allem am angeblichen
Missverhältnis zwischen Einzahlenden und Bezügerinnen und Bezügern. So lebten
lediglich 815 Schweizerinnen und Schweizer in Bosnien und Herzegowina, jedoch
29'000 Personen aus Bosnien und Herzegowina in der Schweiz. Er befürchtete einen
«einseitigen Finanztransfer», wobei die Schweiz bezahle und dies zu Lasten der nicht
ausfinanzierten Schweizer Sozialversicherungssysteme. Philippe Nantermod (fdp, VS),
Sprecher der SGK-NR, stellte jedoch klar, dass die zusätzlichen Kosten auf weniger als
CHF 100'000 geschätzt würden. Alain Berset appellierte an den Nationalrat, das
Abkommen anzunehmen. Die Modernisierung dieses Übereinkommens sei notwendig,
da es im Interesse der Schweiz sei, mit den Ländern, mit denen sie in Kontakt steht,
stabile Beziehungen zu pflegen.
Der Nichteintretensantrag der SVP-Fraktion hatte im Rat keine Chance und wurde mit
137 zu 51 Stimmen (bei 1 Enthaltung) abgelehnt. Mit dem gleichen Ergebnis wurde das
Sozialversicherungsabkommen in der Folge angenommen, wobei die SVP in beiden
Fällen die Minderheit bildete, mit Ausnahme von Alfred Heer (svp, ZH), der sich zweimal
der Stimme enthielt. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2020
AMANDO AMMANN

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat in der Frühjahrssession 2021 mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Bosnien Herzegowina. Paul Rechsteiner (sp, SG)
empfahl im Namen der SGK-SR die Annahme des Abkommens, welches für die Schweiz
nur beschränkte finanzielle Folgen habe. Das Abkommen regle, wie die bereits ältere
Vereinbarung aus dem Jahr 1962, die versicherungsrechtliche Unterstellung, die
Gleichbehandlung der Versicherten, die Anrechnung ausländischer Versicherungszeiten
sowie den Rentenexport. Bundesrat Berset fügte dem hinzu, dass das Abkommen den
Beziehungen mit Bosnien und Herzegowina Stabilität verleihe und das trotz der
geringen Kosten für die Schweiz. Der Ständerat nahm die Vorlage mit 39 Stimmen
einstimmig an. 
In den Schlussabstimmungen am Tag darauf bestätigte der Ständerat diesen Entscheid
mit 41 zu 3 Stimmen, während der Nationalrat den Entwurf mit 142 zu 53 Stimmen
annahm. Die Gegenstimmen stammten in beiden Räten von Mitgliedern der SVP-
Fraktion. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
AMANDO AMMANN

Im April 2021 und damit zwei Jahre nach der Abschreibung der parlamentarischen
Initiative Flach (glp, AG) beantragte die RK-NR ihrem Rat mit 14 zu 7 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) die Aufhebung des Majestätsbeleidigungs-Artikels 296 StGB, welcher
die Beleidigung eines fremden Staates unter Strafe stellt. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.04.2021
AMANDO AMMANN
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Der Ständerat nahm sich in der Wintersession 2021 des
Sozialversicherungsabkommens mit Tunesien an. Paul Rechsteiner (sp, SG), der im
Namen der SGK-SR das Wort ergriff, sprach sich für die Annahme des
«Standardabkommens» aus. Dieses werde «keine übertrieben bedeutenden Folgen»
haben, aber die soziale Sicherheit für tunesische Staatsangehörige in der Schweiz und
für Schweizer Staatsangehörige in Tunesien regeln. Rechsteiner hob hervor, dass über
hundert Schweizer Unternehmen mit schweizerischer Kapitalbeteiligung in Tunesien
existierten, die rund 14'000 Personen beschäftigten. Die Kommission habe die
Annahme des Abkommens einstimmig empfohlen, weil damit ein Rentenexport und die
Anrechnung von Beitragszeiten in der ersten Säule möglich gemacht würden. Laut
Rechsteiner stellt ein Sozialversicherungsabkommen zudem eine Voraussetzung für die
weitere Entwicklung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen dar. Bundesrat Berset
erklärte, dass das Abkommen keine Gesetzesänderung notwendig mache und die
langfristigen Kosten auf CHF 2.7 Mio. geschätzt würden, wobei sich diese nur auf die
Auszahlung der Renten ins Ausland bezögen. Wie zuvor schon Rechsteiner merkte auch
Berset an, dass das Abkommen dem fakultativen Referendum unterliege. Die kleine
Kammer nahm das Geschäft mit 35 zu 4 Stimmen deutlich an, nur einige Mitglieder der
SVP-Fraktion sprachen sich dagegen aus. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 beschäftigte sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Sozialversicherungsabkommen mit Tunesien. Philipp Nantermod (fdp, VS),
Kommissionssprecher der SGK-NR, erklärte der grossen Kammer, dass es im Abkommen
um die Koordinierung der Systeme der AHV und der IV gehe. Man wolle damit einerseits
Doppelversicherungen und andererseits Beitragslücken vermeiden. Die zusätzlichen
Kosten für die AHV würden sich bis in 60 Jahren auf ungefähr CHF 2.7 Mio. belaufen,
jedoch erwarte man erhebliche Einsparungen bei den Ergänzungsleistungen sowie bei
den Zuschüssen zur Krankenversicherung und der Sozialhilfe. Seine
Kommissionskollegin Yvonne Feri (sp, AG) fügte an, dass die Schweiz den Dialog mit
Tunesien, trotz des unsicheren politischen Umfelds, aufrecht erhalte und damit den
demokratischen Übergangsprozess und die wirtschaftliche Entwicklung unterstütze.
Damit griff sie einem Minderheitsantrag Glarner (svp, AG) vor, der Nichteintreten
forderte. Nationalrat Glarner begründete diesen Antrag mit der Lage in Tunesien, die
von Korruption, Destabilisierung, islamischer Radikalisierung, Folter und
Gewaltanwendung geprägt sei. Zudem werde Homosexualität gesetzlich unter Strafe
gestellt, monierte er. Glarner brachte sein Unverständnis darüber zum Ausdruck, dass
man mit einem Land ein Sozialversicherungsabkommen abschliessen wolle, gleichzeitig
aber die Rückführung abgelehnter Asylbewerber aufgrund der dort vorherrschenden
Umstände nicht durchführen könne. Er verwies in seinen Ausführungen auch auf eine
Aussage seines SPK-NR-Kollegen Barrile (sp, ZH), wonach ehemalige tunesische
Parlamentsmitglieder willkürlich verhaftet und verurteilt würden. Besagter Barrile warf
Glarner daraufhin vor, das Kommissionsgeheimnis verletzt zu haben. Bundesrat Berset
erinnerte die grosse Kammer daran, dass das Abkommen dem Vorteil der Bevölkerung
beider Staaten gereiche. Der Minderheitsantrag würde somit primär Probleme für
tausende tunesische Arbeitnehmende in der Schweiz und Schweizer Arbeitnehmende
in Tunesien bedeuten. Er bat den Nationalrat daher, das Abkommen zu genehmigen.
Der Minderheitsantrag auf Nichteintreten wurde mit 132 zu 54 Stimmen gegen den
Widerstand der geschlossen auftretenden SVP abgelehnt. Auch bei der
Gesamtabstimmung unterlag die SVP. Der Bundesbeschluss wurde mit 134 zu 54
Stimmen angenommen. 

Die SVP wehrte sich auch in den darauf folgenden Schlussabstimmungen erfolglos
gegen das Abkommen, das mit 140 zu 51 Stimmen im Nationalrat und im Ständerat mit
38 zu 3 Stimmen problemlos angenommen wurde. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2022
AMANDO AMMANN

Das Abkommen mit dem Vereinigten Königreich zur Koordinierung der sozialen
Sicherheit wurde in der Herbstsessoin 2022 im Nationalrat beraten. Christian Lohr
(mitte, TG) klärte die Ratsmitglieder im Namen der SGK-NR über den Inhalt des
Abkommens auf. Das Abkommen werde seit November 2021 bereits vorläufig
angewendet, nachdem die SGKs beider Räte im Vorfeld dazu konsultiert worden seien.
Da das Abkommen über die Personenfreizügigkeit mit dem Brexit seine Gültigkeit
verloren habe, seien auch Revisionen im Bereich der sozialen Sicherheit notwendig
geworden. Lohr erklärte, dass beide Länder eine Fortsetzung der bisherigen
Bestimmungen gewollt hätten, was im Grundsatz auch erreicht worden sei. Er betonte
insbesondere, dass das Abkommen keine zusätzlichen Kosten mit sich bringen werde,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2022
AMANDO AMMANN
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was angesichts der aktuellen Finanzsituation nicht unbedeutend sei. Bundesrat Berset
erläuterte, dass das vorliegende Abkommen mehrheitlich dem neuen Abkommen
zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU entspräche, was eine grosse
Einheitlichkeit der Regeln im europäischen Raum gewährleiste. Im Namen des
Bundesrates forderte er den Nationalrat dazu auf, dem Abkommen zuzustimmen.
Nachdem er ohne Gegenstimme auf das Geschäft eingetreten war, nahm der
Nationalrat den Entwurf des Bundesrats einstimmig an. 37

Im August 2022 publizierte der Bundesrat die Botschaft zur Genehmigung des
Abkommens zwischen der Schweiz und Albanien über soziale Sicherheit. Das
Abkommen schafft die völkerrechtliche Grundlage für die Koordinierung der Alters-,
Hinterlassenen- und Invaliditätsvorsorge beider Länder. Gemäss Botschaft entspricht
das Abkommen inhaltlich den Sozialversicherungsabkommen, welche die Schweiz mit
den anderen Balkanstaaten Montenegro, Serbien, Kosovo sowie Bosnien und
Herzegowina abgeschlossen hat. Dementsprechend regle es allgemein geltende
Grundsätze wie die Gleichbehandlung der Staatsangehörigen, die Auszahlung der
Renten ins Ausland, die Anrechnung von Versicherungszeiten, die Unterstellung von
Erwerbstätigen und die gegenseitige Verwaltungshilfe. Zudem enthalte es eine
Grundlage zur Bekämpfung von missbräuchlicher Inanspruchnahme von Leistungen.

Das Geschäft wurde in der Wintersession 2022 vom Nationalrat besprochen, wobei die
vorberatende SGK-NR das Geschäft mit grosser Mehrheit zur Annahme empfohlen
hatte. Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) erklärte, dass die
Inanspruchnahme von Leistungen der Altersvorsorge im Ausland eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sei. Für die Koordinierung der Sozialversicherungssysteme sei
jedoch der Abschluss eines zwischenstaatlichen Vertrags notwendig. Die Umsetzung
des Abkommens bringe zudem Mehrkosten von CHF 2.5 Mio. mit sich, wobei CHF 2 Mio.
zulasten der Versicherungen und die restlichen CHF 500'000 zulasten des Bundes
gingen. Es käme aber auch zu Einsparungen bei den Ergänzungsleistungen,
Prämienverbilligungen und der Sozialhilfe, indem die betroffenen Personen ihren
Wohnsitz nach Albanien verlegten. 
Eine Minderheit Glarner (svp, AG) beantragte dem Rat, nicht auf das Geschäft
einzutreten. Minderheitssprecher Glarner wies darauf hin, dass nur 70 Schweizerinnen
und Schweizer in Albanien lebten, im Vergleich zu den 3000 Albanerinnen und Albaner
in der Schweiz. Die SVP-Fraktion lehne das Abkommen ab, weil die Kaufkraftdifferenz
zum Überweisungsland nicht berücksichtigt werde, so Glarner. Zudem käme es bei
einer Umsetzung des Abkommens zu einem «Export der schweizerischen
Sozialversicherungsleistungen» und die AHV hätte Mehrkosten in Höhe von CHF 2 Mio.
zu tragen, obwohl deren Finanzierung nach 2030 nicht gesichert sei. Bundesrat Berset
erinnerte den Rat daran, dass das Abkommen identisch mit den bereits mit anderen
Balkanstaaten abgeschlossenen Sozialversicherungsabkommen sei. Die finanziellen
Auswirkungen bezeichnete er als gering, er hob jedoch die Bedeutung der
Betrugsbekämpfungsklausel hervor. Die grosse Kammer trat mit 125 zu 53 Stimmen (bei
1 Enthaltung) auf das Geschäft ein und genehmigte das Abkommen mit 129 zu 52
Stimmen (bei 2 Enthaltungen). Die Gegenstimmen stammten von der SVP-Fraktion. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2022
AMANDO AMMANN

Anfang 2023 reiste Bundespräsident Alain Berset zum traditionellen Erstbesuch nach
Österreich, um sich mit einer hochrangigen Delegation des Nachbarlandes für
bilaterale Gespräche zu treffen. Die beiden Seiten hoben die positive Kooperation im
Rahmen der 2021 vereinbarten strategischen Partnerschaft in den Bereichen Bildung,
Forschung, Innovation, Migration, Verkehr, Sicherheit und Agenda 2030 hervor.
Hinsichtlich der bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU bedankte
sich der Bundespräsident für die Bemühungen Österreichs, bei der Erarbeitung einer
für beide Seiten vorteilhaften Lösung. Des Weiteren wurden der russische Angriffskrieg
gegen die Ukraine und das Engagement beider Länder zugunsten der ukrainischen
Bevölkerung thematisiert. Auch die europäische Migrationspolitik, die Klimapolitik und
die Zusammenarbeit der beiden Länder in der UNO und der OSZE wurden besprochen. 

Am zweiten Tag des Besuchs traf sich Bundespräsident Berset mit einer Vertretung der
OSZE, um über die europäische Sicherheitsarchitektur und die gegenwärtigen
Herausforderungen für die Organisation in der Ukraine und auf dem Balkan zu
sprechen. 39

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
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Anfang Februar 2023 kündigte der Bundesrat einen Präsidialbesuch von Alain Berset in
Botsuana und Mosambik an.

In Botsuana traf sich Bundespräsident Berset mit Präsident Mokgweetsi Eric Keabetwse
Masisi, um über den Ausbau der Beziehungen der beiden Länder zu sprechen. Diese
Intensivierung entsprach gemäss Medienmitteilung des Bundesrats der aktuellen
Subsahara-Afrika-Strategie der Schweiz. Berset unterzeichnete unter anderem eine
Absichtserklärung für eine verstärkte Zusammenarbeit im Gesundheitsbereich und
sprach über die angedachte Modernisierung des Freihandelsabkommens zwischen der
EFTA und der Zollunion des Südlichen Afrikas, insbesondere die darin vorgesehenen
Nachhaltigkeitsklauseln. Zudem kündigte er an, 2023 mehrere Reisen nach Afrika
durchführen zu wollen und betonte die Absicht der Schweiz, die Zusammenarbeit mit
der Afrikanischen Union und Regionalorganisationen auszubauen. 

Die anschliessende Reise nach Mosambik diente unter anderem der Vorbereitung einer
Sitzung des UNO-Sicherheitsrates zum Schutz von Zivilpersonen in Konfliktgebieten,
welche Berset Mitte Mai 2023 präsidieren sollte. Dementsprechend besuchte der
Bundespräsident den terrorgeplagten Norden des Landes, um sich vor Ort im Austausch
mit Behörden, internationalen Organisationen und NGOs über das Thema zu
informieren. In den bilateralen Gesprächen mit Präsident Filipe Jacinto Nyusi ging es
um den Ausbau der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen sowie um Sicherheits- und
Menschenrechtsgrundsätze für die Bergbau-, Öl und Gas-Industrie. Da auch Mosambik
2023/24 Mitglied des UNO-Sicherheitsrats ist, wurde die Zusammenarbeit in diesem
Gremium diskutiert, unter anderem zum Thema Wasser und zum Zugang zu
grundlegenden Dienstleistungen in Konfliktgebieten. 40

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.02.2023
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2023 nahm sich der Ständerat das Abkommen zwischen der
Schweiz und Albanien über soziale Sicherheit vor, welches die SGK-SR einstimmig zur
Annahme beantragt hatte. Kommissionssprecher Damian Müller (fdp, LU) erklärte der
kleinen Kammer, dass Albanien seit dem Inkrafttreten des
Sozialversicherungsabkommens mit Bosnien und Herzegowina im Jahr 2021 der letzte
Staat im Westbalkan sei, mit dem die Schweiz kein Abkommen über die soziale
Sicherheit abgeschlossen habe. Diese Lücke solle geschlossen werden, nicht zuletzt,
weil die Schweizer Behörden eng mit Albanien kollaborierten, beispielsweise bei der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit und bei Migrationsfragen. Inhaltlich entspreche das
Abkommen den bisherigen Sozialversicherungsabkommen, welche die Schweiz mit den
übrigen Balkanstaaten abgeschlossen habe, führte Müller aus. Es umfasse
Bestimmungen zur Gleichberechtigung der Staatsangehörigen in Bezug auf die
Rentenauszahlung im Ausland, die Anrechnung von Versicherungszeiten, sowie die
Anstellung von Erwerbstätigen und die gegenseitige Verwaltungshilfe. Müller äusserte
sich auch zu den Folgekosten des Abkommens, die auf CHF 2.5 Mio. pro Jahr geschätzt
wurden – CHF 500'000 zulasten des Bundes und CHF 2 Mio. zulasten der
Versicherungen. Der anwesende Bundesrat Alain Berset ergänzte, dass dieses
Abkommen die Rückkehr albanischer Staatsangehöriger in ihr Heimatland erleichtere
und damit zur Stabilisierung der wirtschaftlichen und politischen Lage im Westbalkan
beitrage. Bundesrat Berset relativierte auch die Kostenfrage, indem er aufzeigte, dass
den CHF 2.5 Mio. auch schwer zu beziffernde Einsparungen im Bereich der
Ergänzungsleistungen und der Prämienverbilligungen gegenüberstünden. Der Ständerat
nahm das Abkommen mit 34 zu 4 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) an. 
In den Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat mit 144 zu 51 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) für die Annahme des Entwurfs, der Ständerat tat es ihm mit 38 zu 3
Stimmen (bei 1 Enthaltung) gleich. Die Nein-Stimmen stammten in beiden Kammern von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2023
AMANDO AMMANN

Der Präsidialbesuch von Bundespräsident Berset in der Demokratischen Republik
Kongo (DRK) Mitte April 2023 stand ganz im Zeichen der Friedensförderung und der
Entwicklungszusammenarbeit. Die Reise in die DRK war die zweite, die der
Bundespräsident im Vorfeld der Mitte Mai stattfindenden Sitzung des UNO-
Sicherheitsrats zum Schutz von Zivilpersonen in Konfliktgebieten unternahm. Zuvor war
er im Februar 2023 bereits nach Mosambik gereist, um sich vor Ort mit Behörden
unterschiedlicher staatlicher Ebenen, internationalen Organisationen und NGOs
auszutauschen. 
Die dominierenden Themen des Arbeitstreffens mit Präsident Félix Tshisekedi waren
nebst den bilateralen Beziehungen die politische Stabilität, die Sicherheitslage des
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Landes und das Wohlergehen der Bevölkerung. Der Bundespräsident zeigte sich besorgt
über die humanitäre Lage im Osten der Republik Kongo und bot Unterstützung für die
regionalen Friedensprozesse an. Auch die MONUSCO (Mission der Vereinten Nationen
für die Stabilisierung in der Demokratischen Republik Kongo), einer der grössten
friedenssichernden Einsätze der UNO, war Bestandteil des Programms. Da sich auch die
Schweiz an diesem Einsatz beteiligte, traf sich Berset mit Schweizer Einsatzkräften vor
Ort. Des Weiteren besuchte der Bundespräsident ein Lager für Binnenflüchtlinge und
traf sich mit regionalen Behörden, Schweizer Partnerorganisationen und
Menschenrechtsaktivisten. 42

Bundespräsident Berset reiste im April 2023 nach Berlin, um sich dort mit dem
deutschen Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier und Bundeskanzler Olaf
Scholz zu treffen. Mit diesen unterhielt sich der Bundespräsident wenig überraschend
über den Krieg in der Ukraine und warb für Verständnis für die Position der Schweiz
bezüglich Kriegsmaterial-Wiederausfuhren. Man könne die Schweiz nicht dazu zwingen,
gegen ihre eigenen Gesetze zu verstossen, zitierte die Aargauer Zeitung Berset. Gemäss
NZZ hatten sich im Vorfeld des Besuchs verschiedene deutsche Politiker kritisch zur
Rolle der Schweiz geäussert, dieser Kritik habe Bundeskanzler Scholz aber während des
Treffens kaum Ausdruck verliehen. Stattdessen lobte der deutsche Bundeskanzler die
Schweiz für die vollständige Übernahme der EU-Sanktionen gegen Russland und
bemerkte im Allgemeinen eine Verbesserung der bilateralen Beziehungen. Der
Schweizer Bundespräsident habe sich eher darauf fokussiert, die Hilfeleistungen der
Schweiz für die Ukraine in anderen Bereichen, wie beispielsweise den Guten Diensten,
hervorzuheben, schrieb die NZZ. Das Treffen habe zwar länger gedauert als
ursprünglich angekündigt, schrieb «Le Temps», doch die Differenzen über die Frage
der Schweizer Neutralität und die Waffenwiederausfuhren seien bei der
Pressekonferenz dennoch augenscheinlich gewesen. 
Weitere Themen des Treffens waren gemäss Medienmitteilung des Bundesrats die
Europapolitik der Schweiz und auch die Etablierung eines von Deutschland initiierten
Klimaclubs. Hinsichtlich der Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU erwähnte
Bundespräsident Berset die positive Dynamik, welche sich zuletzt in den
Sondierungsgesprächen eingestellt habe. Es sei gelungen, ein gemeinsames Verständnis
über den neuen Paketansatz des Bundesrats zu entwickeln. Nun seien noch die letzten
offenen Fragen zu klären, um eine Basis für die Vorbereitung des Verhandlungsmandats
festzulegen. Auch die Zusammenarbeit beider Länder auf internationaler Ebene wurde
thematisiert. Diesbezüglich legte Bundespräsident Berset die Prioritäten der Schweiz
im UNO-Sicherheitsrat dar und informierte die deutsche Delegation über die
bevorstehende Schweizer Ratspräsidentschaft. 43

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 18.04.2023
AMANDO AMMANN

Ende April 2023 reiste der botsuanische Präsident Mokgweetsi Eric Keabetswe Masisi
für einen zweitägigen Staatsbesuch in die Schweiz. Es handelte sich hierbei um einen
Gegenbesuch, nachdem Bundespräsident Berset im Februar 2023 nach Botsuana
gereist war. 
Für viel Aufsehen sorgte Masisis Besuch an der Landsgemeinde in Appenzell
Innerrhoden, an die er gemeinsam mit dem Bundespräsidenten reiste. Das EDI teilte in
seiner Medienmitteilung mit, dass es in Botsuana vergleichbare Versammlungen gebe
(sogenannte «Kgotlas») und wies damit auf die demokratischen Gemeinsamkeiten der
beiden Länder hin. An einer solchen Kgotla habe Bundesrat Berset während seines
Besuchs im Februar ebenfalls teilgenommen.  
Tags darauf wurde Präsident Masisi nach einem Besuch der Universität Freiburg vom
Bundesrat in Bern in corpore in Empfang genommen, bevor er bilaterale Gespräche mit
den Bundesräten Parmelin, Cassis und Berset führte. Der Bundesrat teilte mit, dass die
Beziehungen mit Botsuana in den vergangenen Jahren intensiviert worden seien,
insbesondere im Gesundheitsbereich. Auch wirtschaftliche Themen standen auf dem
Programm. Die Schweizer Vertreter betonten diesbezüglich die Bedeutung von
Nachhaltigkeitsklauseln, um die Gespräche über eine Modernisierung des
Freihandelsabkommens zwischen der EFTA und der Zollunion des Südlichen Afrika
abschliessen zu können. 
Für die Schweizer Entwicklungszusammenarbeit hat Botsuana eine grosse Bedeutung,
da die Hauptstadt Gaborone Sitz der Entwicklungsgemeinschaft des südlichen Afrika
(SADC) ist. Beziehungen zu Regionalorganisationen wie der SADC sind ein Schwerpunkt
der Schweizer Subsahara-Afrika-Strategie 2021-2024. Entsprechend ging es bei den
Gesprächen auch um Themen wie die Kooperation der beiden Länder in der UNO, um
Demokratie und Menschenrechte sowie um die Auswirkungen des russischen
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Angriffskriegs in der Ukraine auf Afrika. Zum Abschluss des Staatsbesuchs
unterzeichneten die beiden Parteien eine Absichtserklärung für eine verstärkte
bilaterale Zusammenarbeit in weiteren Bereichen wie beispielsweise Kultur und
Wirtschaft. 44

An den Krönungsfeierlichkeiten von König Charles III. und Königin Camilla im Mai 2023
in London wurde die Schweiz von Bundespräsident Alain Berset vertreten. Der
Bundespräsident habe dem Paar im Namen des Gesamtbundesrats und der Schweizer
Bevölkerung gratuliert und den beiden die besten Wünsche für eine lange und
glückliche Regentschaft überbracht, teilte das EDI in einer Medienmitteilung mit. 45

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 06.05.2023
AMANDO AMMANN

Kosovos Premierminister Albin Kurti wurde im September 2022 von Bundespräsident
Alain Berset zu einem Höflichkeitsbesuch empfangen, wie der Bundesrat in einer
Medienmitteilung bekannt gab. Dabei sicherte Bundesrat Berset dem kosovarischen
Premier die Unterstützung bei der Normalisierung der Beziehungen zwischen Kosovo
und Serbien zu und betonte, dass in diesem Prozess von beiden Seiten Schritte
gemacht werden müssten. So sei es nun am Kosovo, die Zusage einzuhalten, wonach die
Gemeinden mit einer serbischen Mehrheit ein angemessenes Mass an Selbstverwaltung
erhielten. Wie bereits beim Treffen mit der Generalsekretärin des Europarats
festgehalten, unterstütze die Schweiz die Aufnahme Kosovos in den Europarat, zumal
dadurch alle Einwohnerinnen und Einwohner Kosovos den EGMR anrufen könnten. Des
Weiteren war der offiziellen Medienmitteilung zu entnehmen, dass Kosovo einen
Schwerpunkt der internationalen Zusammenarbeit bilde, wobei insbesondere auf die
Bereiche demokratische Gouvernanz, nachhaltige Wirtschaft, Klimawandel, Wasser,
Gesundheit sowie Migration fokussiert werde. 46

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 22.09.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Anfang November 2023 reiste Bundespräsident Berset nach Kanada, wo er auf den
kanadischen Premierminister traf und ein neues Filmabkommen unterzeichnete.
Mit Premierminister Justin Trudeau tauschte sich Alain Berset über die bilateralen
Beziehungen, die Frankophonie, die internationale Politik sowie über den UNO-
Sicherheitsrat aus. Das Filmabkommen zwischen der Schweiz und Kanada soll die
Koproduktionsbedingungen zwischen den beiden Ländern aktualisieren. Damit sollen
koproduzierte Filme, aber auch Serien einfacher finanziert und in den beiden Ländern
besser vertrieben werden können. 47

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mitte November 2023 trafen der französische Staatspräsident Emmanuel Macron und
seine Ehefrau Brigitte Macron zu einem medial stark begleiteten zweitägigen
Staatsbesuch in der Schweiz ein. Am ersten Tag empfing der Gesamtbundesrat die
Gäste auf dem Bundesplatz mit militärischen Ehren, danach standen Ansprachen und
politische Gespräche im Bundeshaus auf der Traktandenordnung. Am zweiten Tag
besuchten Staatspräsident Macron und Bundespräsident Alain Berset die Romandie,
bevor das Ehepaar Macron wieder nach Paris zurückkehrte. In den offiziellen
Medienmitteilungen wurde auf die engen Verflechtungen der beiden Länder
hingewiesen. Stichworte waren dabei die intensiven Wirtschaftsbeziehungen, die
zahlreichen Grenzgängerinnen und Grenzgänger, die Schweizer Investitionen in
Frankreich oder auch die gemeinsame Sprache.
In den politischen Gesprächen zwischen Macron sowie den einzelnen Bundesrätinnen
und Bundesräten ging es sodann um die vielfältigen bilateralen und
grenzüberschreitenden Beziehungen. So wurden etwa der Ausbau des öffentlichen
Verkehrs im grenznahen Raum und die Kooperation bei der Energieversorgung
besprochen. Darüber hinaus war auch die Weiterentwicklung des Verhältnisses
zwischen der Schweiz und der EU ein wichtiges Thema. Ebenso wurden die
Zusammenarbeit im UNO-Sicherheitsrat sowie aktuelle internationale Konflikte vertieft.
Insbesondere vor dem Hintergrund des Krieges in der Ukraine würdigte der Bundesrat
auch die vor wenigen Jahren von Macron ins Leben gerufene Europäische Politische
Gemeinschaft «als Chance für mehr Dialog auf dem Kontinent».
Die Medien zeigten reges Interesse am Besuch. Sie berichteten unisono, dass eine sehr
freundschaftliche Stimmung herrschte und sich insbesondere Alain Berset und
Emmanuel Macron hervorragend verstanden. So wurde unter anderem kolportiert, dass
Macron Berset als «cher Alain» ansprach und als «ami» bezeichnete. Wie den
Zeitungen zu entnehmen war, schienen die Unstimmigkeiten vergessen, die nach dem
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Entscheid der Schweiz, US-amerikanische Kampfflugzeuge anstelle der französischen
Rafale zu kaufen, die bilateralen Beziehungen getrübt hatten. Macron habe sich
vielmehr sehr erfreut darüber gezeigt, dass die Schweiz aktives Mitglied der von ihm
vorangetriebenen Europäischen Politischen Gemeinschaft ist. Dieses «Herzensprojekt»
(NZZ) von Macron war im übrigen auch Thema in der europapolitischen Rede des
Staatspräsidenten, die er am zweiten Tag des Zusammentreffens an der Universität
Lausanne hielt. 48

Am 21. November 2023 empfingen Bundespräsident Alain Berset und Aussenminister
Ignazio Cassis Ungarns Premierminister Viktor Orbán zu einem Höflichkeitsbesuch. Im
Zentrum der Gespräche standen zum einen die bilateralen Beziehungen zwischen den
beiden Staaten. Ungarn ist eines derjenigen Länder, welches vom Schweizer Beitrag an
ausgewählte EU-Staaten profitiert. Zum anderen wurde auch über die EU diskutiert. Die
Schweiz bestätigte dabei ihre Absicht, den bilateralen Weg mit der EU voranzubringen.
Schliesslich wurden auch aktuelle internationale Fragen erörtert, wie etwa der Krieg in
der Ukraine und der Konflikt im Nahen Osten. Die offizielle Schweiz betonte dabei, dass
das humanitäre Völkerrecht geachtet werden müsse und wies darauf hin, dass der OSZE
bei Konflikten in Europa eine wichtige Rolle zukommen müsse. Die OSZE könne laut
Medienmitteilung als Plattform auch für den Austausch mit Staaten dienen, «die
hinsichtlich der europäischen Sicherheitsarchitektur nicht  gleichgerichtete Werte
vertreten.»
Wie sich den Medien entnehmen liess, sei der eigentliche Grund für Orbáns Besuch in
der Schweiz das 90.-jährige Bestehen der Zeitschrift Weltwoche. Zu diesem Anlass war
der ungarische Premier als Festredner eingeladen worden. Dabei habe sich Viktor
Orbán als «Vorkämpfer für ein christliches und konservatives Europa» (NZZ) präsentiert
und unter anderem seine Haltung in der Flüchtlingskrise 2015 verteidigt. Der
Chefredaktor der Weltwoche, Roger Köppel, lobte Orbán in der Zeitschrift für seine
Politik und bezeichnete ihn als «Fels in der Brandung gegen den Zeitgeist, Gralshüter
eines vernünftigen Konservativismus in Europa.» 49

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 21.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Bundespräsident Alain Berset stattete der kriegsgebeutelten Ukraine im November
2023 einen Besuch ab. Berset reiste anlässlich des internationalen Gipfels für
Ernährungssicherheit nach Kiew; an diesem Treffen wurde die Notwendigkeit betont,
dass die Ausfuhr von Nahrungs- und Düngemitteln über das Schwarze Meer auf die
Weltmärkte wieder ungehindert vonstattengehen müsse.
Berset traf zudem den ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj und nahm an den
Gedenkfeierlichkeiten zu Ehren der Millionen Opfer teil, die im Rahmen der
Hungerkatastrophe in den Jahren 1932/1933 in der Ukraine (Holodomor) ums Leben
gekommen waren. Im Gespräch mit dem ukrainischen Präsidenten betonte Alain Berset,
dass sich die Schweiz nach wie vor solidarisch an der Seite der Ukraine positioniere und
sich «für einen umfassenden, gerechten und anhaltenden Frieden in der Ukraine»
engagiere. 50

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 25.11.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ende November 2023 empfing das Staatsoberhaupt von Oman, Sultan Haitham Bin
Tariq Al Said, Bundespräsident Alain Berset zu einem Präsidialbesuch. Dies war der
erste Schweizer Präsidialbesuch in den seit 50 Jahren bestehenden diplomatischen
Beziehungen zwischen den beiden Ländern. Alain Berset wurde bei seiner Visite von
einer Delegation der Schweizer Wissenschaft und Wirtschaft begleitet. Die bilateralen
Gespräche drehten sich um erneuerbare Energiequellen, um den Tourismus sowie um
Fragen der Friedensförderung. Der Schweizer Bundespräsident nahm während seines
Aufenthalts im Oman auch an einem Anlass zu «Gesundheit und Frieden» teil, der von
der Schweiz, dem Oman sowie der WHO organisiert wurde. Anschliessend reiste Alain
Berset weiter nach Dubai (VAE), um am Auftakt der 28. UNO-Klimakonferenz
teilzunehmen. 51
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Gute Dienste

Die Schweiz soll sich am Verteilungsmechanismus der «Koalition der Willigen«
beteiligen, forderten im September 2019 Beat Flach (glp, AG; Mo. 19.4319), Lisa Mazzone
(gp, GE; Mo. 19.4034), Guillaume Barazzone (cvp, GE; Mo. 19.4033), Kurt Fluri (fdp, SO;
Mo. 19.4037), Carlo Sommaruga (sp, GE; Mo. 19.4035) und Rosmarie Quadranti (bdp, ZH;
Mo. 19.4036) in ihren identischen Motionen. Die «Koalition der Willigen» oder eher
«Aufnahmewilligen» bezeichnete in diesem Kontext eine Gruppe von EU-Staaten, die
sich freiwillig zur Aufnahme geretteter Flüchtlinge bereit erklärten. Die Beteiligung der
Schweiz könne gemäss Motionärinnen und Motionären entweder durch die Aufnahme
eines Mindestanteils (von zwei Prozent) der Überlebenden an Bord jedes NGO-Schiffs
oder durch die Unterstützung der Küstenstaaten durch die Aufnahme von Flüchtlingen
aus deren Asylzentren erreicht werden. Die Schweiz beteilige sich via Frontex an der
Finanzierung der libyschen Küstenwache, welche Schiffbrüchige nach Libyen
zurückführe, ein Land in dem ein aktiver Konflikt schwele und in dessen
«Gefangenenlagern» Menschenrechtsverletzungen weitverbreitet seien, kritisierten die
Motionärinnen und Motionäre. Als Land mit einer langen humanitären Tradition müsse
sich die Schweiz daher umso mehr bereit erklären, Überlebende aufzunehmen. 
In seiner Stellungnahme machte der Bundesrat klar, dass die Seenotrettung eine
völkerrechtliche Verpflichtung sei und man alle Beteiligten zur Einhaltung der EMRK,
des internationalen Seerechts und der Genfer Flüchtlingskonvention aufrufe. Ad-hoc-
Lösungen zur Verteilung von Flüchtlingen stehe die Schweiz jedoch zurückhaltend
gegenüber, man setze sich eher für eine Reform des Dublin-Systems auf europäischer
Ebene ein. Die Umverteilung von Personen ohne Chance auf Asyl sei ein Pull-Faktor, der
falsche Anreize setze. Man werde aber weiterhin die Erstaufnahmestaaten auf
bilateraler und multilateraler Ebene unterstützen, so wie das bereits durch die
Beteiligung an den Plänen des EASO und dem Relocation-Programm der EU im Jahr
2015 geschehen sei. Im Rahmen des zweiten Schweizer Beitrags an ausgewählte
Mitgliedstaaten der Europäischen Union werde sich die Schweiz zudem für die Stärkung
des Migrationsmanagements in besonders stark betroffenen europäischen Staaten
einsetzen. Der Bundesrat beantragte aus diesen Gründen in allen Fällen die Ablehnung
der Motion. 52

MOTION
DATUM: 27.09.2019
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2021 befasste sich der Nationalrat mit den parteiübergreifend
gleichlautenden Motionen Flach (glp, AG; Mo. 19.4319), Mazzone (gp, GE; Mo. 19.4034;
von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) übernommen), Barazzone (cvp, GE; Mo. 19.4033;
von Vincent Maitre (mitte, GE) übernommen), Fluri (fdp, SO; Mo. 19.4037), Sommaruga
(sp, GE; Mo. 19.4035; von Mattea Meyer (sp, ZH) übernommen) und Quadranti (bdp, ZH;
Mo. 19.4036; von Irène Kälin (gp, AG) übernommen). Diese forderten eine Beteiligung
der Schweiz am Verteilungsmechanismus der «Koalition der Willigen». Nationalrat
Maitre lobte den flexiblen und pragmatischen Charakter des Verteilmechanismus, bei
dem Länder eigene Aufnahmekriterien festlegen und diese dem EASO melden können.
Da die Teilnahme nicht verbindlich sei, müsse man auch keine Anpassung im Asylrecht
vornehmen. Katharina Prelicz-Huber insistierte, dass man nicht auf eine Lösung im
Rahmen des Dublin-Abkommens warten könne, «während weiterhin Tausende von
Menschen ertrinken», auch wenn der Bundesrat ad-hoc-Lösungen nicht gerne sehe.
Kurt Fluri, der nach eigener Aussage spontane Lösungen ebenfalls ablehne, kritisierte,
dass noch immer keine gesamthafte Lösung im Rahmen des Dublin-Systems absehbar
sei. Da sich die Schweiz aber bereits an den Verteilungsabläufen beteilige, wäre die
Annahme der Motion nur symbolisch, weshalb er seine Motion zurückziehe. Bundesrätin
Keller-Sutter wies darauf hin, dass sich die meisten EU-Staaten nie an der «Koalition
der Willigen» beteiligt hätten und sich unterdessen selbst anfängliche Befürworter
aufgrund der enttäuschenden Resultate daraus zurückgezogen hätten. Man wolle das
Dublin-System nicht unterlaufen, indem Menschen ohne Chance auf Asyl auf
verschiedene Länder verteilt würden.
Der Nationalrat lehnte die fünf verbleibenden Motionen mit 97 zu 92 Stimmen ab. SP,
Grüne und Grünliberale stimmten dafür, während sich die SVP und die FDP einstimmig
dagegen aussprachen. Die Mitte-Fraktion zeigte sich gespalten, wobei eine Mehrheit
die Vorstösse ablehnte. 53
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Aussenwirtschaftspolitik

Durant l’année sous revue, le parlement a examiné le projet de révision de la loi
fédérale sur l’Assurance suisse contre les risques à l’exportation (ASRE) que lui avait
soumis le Conseil fédéral en 2004. En tant que premier conseil, le Conseil national a
entamé un long débat sur l’opportunité d’entrer en matière sur cet objet. Une minorité
Gysin (ps, BS) a proposé de ne pas entrer en matière, arguant que, bien qu’elle n’était
pas opposée à une garantie de l’Etat contre les risques à l’exportation, elle refusait
toutefois de l’étendre aux risques de l’acheteur privé. Réfutant ce point de vue, les
partis bourgeois ont fait valoir qu’il s’agissait au contraire de garantir des emplois, et
notamment de permettre à l’industrie d’exportation de lutter à armes égales avec la
concurrence étrangère. Le conseiller fédéral Joseph Deiss n’a pas manqué de soulever,
à ce titre, que la Suisse était le seul pays dont la garantie contre les risques à
l’exportation ne couvrait pas, ou seulement en partie, les risques de l’acheteur privé.
Par 126 voix contre 16, les députés ont voté l’entrée en matière. Dans l’intérêt de
l’industrie d’exportation, la plupart des socialistes et des Verts ont également voté
l’entrée en matière, en plaidant toutefois en faveur d’un durcissement des critères dès
lors qu’il s’agirait de couvrir les risques à l’exportation d’un acheteur privé ayant conclu
des affaires à risques. Plusieurs propositions de minorité, émanant de députés
socialistes et écologistes, ont toutes été rejetées. Parmi elles, celle du conseiller
national Hans-Jürg Fehr (ps, SH), qui visait à exclure toute assurance en cas de livraison
d’armes et de tout autre matériel de guerre, et celle de Ruth Genner (pe, ZH), qui
proposait que le représentant d’une ONG travaillant dans le domaine de
l’environnement, des droits de l’homme ou de la politique du développement ait droit à
un siège au conseil d’administration de l’assurance. La proposition du Conseil fédéral
d’adopter une formulation potestative pour l’institution de l’organe consultatif a été
rejetée par 94 voix contre 64. Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté par 131 voix
contre 15.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a fait l’objet d’aucun débat, les députés
étant convaincus de la nécessité d’étendre la garantie de l’Etat aux risques de
l’acheteur privé. Contrairement au Conseil national, la chambre haute a renoncé à la
disposition qui prévoyait de gérer de manière séparée les risques des débiteurs publics
et privés. Elle a cependant inscrit dans la loi que l’Assurance suisse contre les risques à
l’exportation devait percevoir des primes proportionnées au risque. Le plénum a rejeté,
par 25 voix contre 9, une proposition Berset (ps, FR) qui visait à exclure toute assurance
si l’opération risquait de nuire sérieusement à l’image de la Suisse. Le Conseil des Etats
a suivi, sans débat, le Conseil national sur la question de la couverture d’assurance
proposée par le gouvernement. Celle-ci s’élève, tant pour les débiteurs publics que
privés, au plus à 95% du montant assuré. En ce qui concerne la composition du conseil
d’administration, la chambre haute a été plus précise que le Conseil fédéral: elle a en
effet proposé qu’y siègent des spécialistes des secteurs de l’assurance, de l’industrie
d’exportation et de la politique du développement.

Au cours de la procédure d’élimination des divergences, le Conseil national a confirmé
qu’il souhaitait la coexistence de deux assurances distinctes, l’une pour les débiteurs
publics et l’autre pour les débiteurs privés. Ce dernier, qui avait ajouté en première
lecture une disposition visant à ce que le Conseil fédéral veille à une représentation
équilibrée des deux sexes au sein du conseil d’administration – disposition que le
Conseil des Etats avait refusé –, a décidé de maintenir celle-ci par 91 voix contre 61. Le
plénum a ainsi suivi l’avis de la majorité de sa commission, contre une minorité
emmenée par le député zurichois Hans Kaufmann (udc). De son côté, le Conseil des
Etats a maintenu sa décision en faveur de la mise en place d’une seule assurance.
Concernant la représentation équilibrée des deux sexes au conseil d’administration, il a
également confirmé sa première décision sans discussion. Au niveau du conseil
d’administration, la majorité de la commission a proposé de maintenir la disposition
prévoyant une représentation appropriée d’experts au sein de celui-ci. Une minorité
emmenée par le démocrate du centre Hannes Germann (SH) proposait que ce dernier
soit non seulement composé d’experts, mais également de partenaires sociaux, comme
le souhaitait le Conseil national. Carlo Schmid (pdc, AI) voulait, quant à lui, revenir à la
proposition du gouvernement, qui prévoyait de laisser à ce dernier le soin de définir la
composition du conseil d’administration. Le Conseil des Etats a finalement suivi cette
dernière proposition, par 22 voix contre 18, maintenant sur ce point une divergence
avec le Conseil national.

La chambre du peuple a finalement suivi le Conseil des Etats en optant pour une seule
assurance. Elle a toutefois précisé que celle-ci devrait se composer de deux
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communautés de risques distinctes – l’une pour les débiteurs publics et l’autre pour les
débiteurs privés –, qui ne connaîtraient pas de compensation mutuelle. En ce qui
concerne la représentation équilibrée des femmes au sein du conseil d’administration,
le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats (et de la majorité de la
commission), qui ne voulait pas d’un tel ajout dans la loi. Il s’est en outre tenu à sa
volonté d’y voir les partenaires sociaux équitablement représentés. Le Conseil des Etats
a malgré tout refusé, à l’unanimité, l’idée d’une division en deux communautés de
risques, considérant que les risques à l’exportation constituaient un tout indissociable.
Quant à la seconde divergence, une minorité de la commission emmenée par le député
socialiste Alain Berset (FR) a proposé de suivre le Conseil national et de prendre en
considération les partenaires sociaux de manière appropriée lors de la mise en place du
conseil d’administration. Le Conseil des Etats l’a suivie par 19 voix contre 17.

La Conférence de conciliation a soumis une proposition de compromis aux deux
conseils, afin de venir à bout de la divergence qui subsistait. Celle-ci prévoyait que
l’assurance soit compétente en matière de risques publics ou privés et qu’elle travaille
de manière à s’autofinancer, que les risques des débiteurs publics et privés soient
gérés de manière séparée (présentation des comptes dans des rubriques distinctes), et
que les risques puissent temporairement faire l’objet d’une compensation entre les
différentes rubriques. Au vote final, le Conseil des Etats a approuvé cette proposition à
l’unanimité. Au Conseil national, elle a également été nettement approuvée (156 voix
contre 26), seuls les écologistes et quelques députés UDC l’ayant refusée. 54
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